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Einleitung 

Zu den entscheidenden Herausforderungen moderner Gesellschaften gehört 
die Freiheitssicherung. Dies gilt insbesondere im Bereich der Rundfunkfreiheit. 
Denn wie das Bundesverfassungsgericht zurecht ausfiihrte, kommt dem Rund-
funk aufgrund seiner Breitenwirkung in einer demokratischen Gesellschaft eine 
besondere Bedeutung zu. Die Sicherung der Rundfunkfreiheit ist deshalb eine 
wichtige Zukunftsaufgabe, nicht zuletzt nach den Erfahrungen des Nationalso-
zialismus. 

Die Regulierung des Privatrundfunks dient der Sicherung der Rundfunkfrei-
heit. Seit Einfiihrung des privaten Rundfunks in den achtziger Jahren kam es zu 
Änderungen der privaten Rundfunkordnung, zuletzt durch die am 6.6.2000 in 
kraft getretene fiinfte Änderung des Rundfunkstaatsvertrages. Die Dynamik der 
technischen Entwicklungen und der Internationalisierung der Medienmärkte 
stellt die Aufsicht über den Privatrundfunk vor neue Herausforderungen und 
wird erhebliche Veränderungen mit sich bringen. Denn die Regulierung des 
Privatrundfunks muß auf diese Entwicklungen reagieren. 

Beklagt wird, daß es eine medienpolitische Diskussion über Regulierungsbe-
dürfuisse und Regulierungsmöglichkeiten in Deutschland nur in höchst be-
grenzter Weise gebe2• Die vorliegende Arbeit soll ein Beitrag zur Diskussion 
dieser wichtigen Zukunftsaufgabe sein. Im Mittelpunkt steht die Frage, ob die 
Aufsicht über den Privatrundfunk in Deutschland durch die Landesmedienan-
stalten nach dem derzeitigen Aufsichtsmodell zukunftsfahig ist. 

Im ersten Kapitel werden die verfassungsrechtlichen Grundlagen und die 
Aufgaben der Aufsicht über den Privatrundfunk in Deutschland dargestellt. In 
den folgenden Kapiteln wird die Tätigkeit der Landesmedienanstalten unter-
sucht und bewertet. Zunächst wird die Aufsicht der Landesmedienanstalten am 
Gebot der Staatsferne (Kapitel 2) und dem Gebot der Effektivität (Kapitel 3) 
gemessen. 

Dem schließt sich eine Untersuchung über die Auswirkungen der technischen 
Entwicklungen und der Internationalisierung der Märkte auf das Aufsichtswesen 
der Landesmedienanstalten an (Kapitel 4). Inhalt des fiinften Kapitels ist die 
personelle und finanzielle Ausstattung der Landesmedienanstalten. Die Zuläs-
sigkeit des in wichtigen Bereichen nach wie vor noch bestehenden Monopoles 

2 So z.B. Hoffinann-Riem, Medienregulierung unter Viel-Kanal-Bedingungen, S. 203. 
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der Landesmedienanstalten bei der Vergabe der ÜbertragWlgswege wird in 
einem weiteren Kapitel Wltersucht (Kapitel 6). 

Für die Frage, wie die zukünftige RWldfunkregulierWlg gestaltet werden 
sollte, kann ein Blick auf ausländische RundftmkordnWlgen interessante Impul-
se geben. Im siebten Kapitel wird deshalb auf einige ausgewählte ausländische 
RundfunkregulierWlgen eingegangen. Darüber hinaus wird die RWldfunkregu-
lieTWlg mit der deutschen RegulierWlg anderer Medienbereiche verglichen. 
Schließlich werden Alternativen zum bisherigen Aufsichtsmodell der Landes-
medienanstalten Wltersucht (Kapitel 8). 

In der abschließenden ZusammenfassWlg werden die Ergebnisse der Arbeit 
dargestellt Wld auf den HandlWlgsbedarf des Gesetzgeber hingewiesen. 



Kapitell 

Rechtliche Grundlagen der Aufsicht über den 
Privatrundfunk in Deutschland 

I. Die Landesmedienanstalten in der deutschen Rundfunkordnung 

1. Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes 

Die Rundfimkordmmg in Deutschland ist ganz wesentlich durch die Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts geprägt. Das Bundesverfassungsge-
richt versteht die Rundfimkfreiheit aus Art. 5 Abs. t S. 2 GG als dienende Frei-
heit aufgrund der unentbehrlichen Funktion des Rundfunks rur die freie, umfas-
sende und wahrheitsgemäße Meinungsbildung3• Die Rundfimkfreiheit hat der 
freien individuellen und der öffentlichen Meinungsbildung zu dienen4• Der 
Rundfunk ist Medium und Faktor der Meinungsbildung und damit eine essenti-
elle Voraussetzung der freiheitlichen Grundordnung5. 

Die Freiheit der Meinungsbildung ist nur gewährleistet, wenn der Rundfimk 
die Vielfalt der Meinungen wiedergibt6. Organisation und Kontrolle des Rund-
funks müssen vom Gesetzgeber so ausgestaltet werden, daß die freie Meinungs-
bildung gewährleistet ist. Aufgabe des Gesetzgebers ist es deshalb, eine positive 
Ordnung zur Sicherung der Meinungsbildung zu schaffen und zu gewährlei-
sten7• Hauptargument fiir diese Gewährleistungspflicht des Gesetzgebers war 
zunächst die beschränkte Zahl der Übertragungswege. Als Konsequenz aus der 
späteren technischen Weiterentwicklung stellt das Bundesverfassungsgericht 
nun jedoch vor allem auf den dienenden Charakter der Rundfimkfreiheit ab8. 

Die vom Gesetzgeber zu schaffende positive Ordnung soll einerseits sicher-
stellen, daß die Vielfalt der Meinung im Rundfunk Ausdruck [mdet. Anderer-
seits darf der Rundfimk weder dem Staat noch gesellschaftlichen Kräften aus-

3 BVerfGE 57, 295, 320. 
4 BVerfGE 74, 297, 323. 
5 BVerfGE 12,205,260. 
6 BVerfGE 57, 295,324. 
7 BVerfGE 74, 297, 324. 
8 Näher Bumke, Die öffentliche Aufgabe der Landesmedienanstalten, S. 104. 
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